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BVG-Rente 
	


Sachverhalt
Herr X bezieht seit 1. 4. 2006 eine halbe IV-Rente, nachdem er zuvor verschiedene 
IV-Umschulungen absolviert hatte. Die Arbeitsvermittlung wurde am 8. 4. 2008 eingestellt. Seit Mai 2008 arbeitet Herr X an einem geschützten Arbeitsplatz. Herr X wird rückwirkend per Beginn der IV-Rente Ergänzungsleistungen beanspruchen können. 

Offen sind Ansprüche auf eine BVG-Rente. Verschiedene mögliche Pensionskassen gehen je von einem anderen Beginn der Erwerbsunfähigkeit aus, weshalb bislang keine der Pensionskassen eine Leistungspflicht anerkannt hat. Die Kassen stützen ihre Position je auf die IV-Akten.

Frage
Wie ist vorzugehen, damit Herr X eine BVG-Rente erhält? Was ist dabei zu beachten?
Erwägungen
a) Grundsätzliches zur Leistungspflicht mehrerer in Frage kommender Pensionskassen bei Invalidität
Da Herr X i.S. der IV zu mehr als 40% invalide ist, hat er Anspruch auf eine ergänzende Invalidenrente nach BVG. Er muss bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit im Umfange zu mindestens 20%, deren Ursache später zur Invalidität geführt hat, versichert gewesen sein (Art. 23 lit. a BVG).

Zwischen der relevanten Arbeitsunfähigkeit und der rentenbegründeten Invalidität muss ein enger sachlicher und zeitlicher Zusammenhang bestehen. Von einem engen sachlichen Zusammenhang ist auszugehen, wenn der Gesundheitsschaden, welcher der Invalidität zu Grunde liegt, im Wesentlichen derselbe ist, wie der, der bereits während des Vorsorgeschutzes zur Arbeitsunfähigkeit geführt hat. In zeitlicher Hinsicht ist der Zusammenhang dann eng, wenn die Person zwischen Arbeitsunfähigkeit und Invalidität nicht für längere Zeit wieder die volle Arbeitsfähigkeit erlangt hat. Als Richtwert gelten hier ca. drei Monate. Bzgl. der Frage, wie lange die volle Arbeitsfähigkeit wieder bestehen kann, ohne dass dieser Zusammenhang unterbrochen wäre, besteht eine reichhaltige und uneinheitliche Praxis des Bundesgerichtes
.

Es ist oft so, dass wie in casu unklar ist, während welchem Vorsorgeverhältnis die relevante Arbeitsunfähigkeit eintrat und ob zwischen der entsprechenden Arbeitsunfähigkeit und der rentenrelevanten Invalidität ein enger sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht. 

Darum besteht in solchen Fällen für den Rahmen der obligatorischen Leistungen nach BVG eine Vorleistungspflicht der Vorsorgeeinrichtung, bei der der Betroffene zuletzt versichert war. Die vorleistungspflichtige Vorsorgeeinrichtung kann dann auf die allenfalls andere leistungspflichtige Pensionskasse Rückgriff nehmen (Art. 26 Abs. 4 BVG).
Für den Bereich der obligatorischen Leistungen muss also – im Rahmen des genannten engen und sachlichen Zusammenhanges – die Pensionskasse, bei der Herr X während Eintritt der relevanten Arbeitsunfähigkeit versichert war, auch für eine allfällige Verschlechterung der Situation nach Austritt aus der Vorsorgeinrichtung aufkommen. Das gilt nicht unbedingt für die überobligatorischen Leistungen, denen je nach Versicherung erhebliche Bedeutung zukommen kann. Insoweit sind die Reglemente der in Frage kommenden Pensionskassen von Bedeutung. Diese können die entsprechenden Leistungen auf die Invalidität, die während des Vorsorgeschutzes entstand, beschränken.

b) Zum konkreten Vorgehen

· Im vorliegenden Fall muss abgeklärt werden, wann die relevante Arbeitsunfähigkeit entstand, die in einem genügend engen sachlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der späteren Invalidität steht. Daraus ergibt sich, welche PK leistungspflichtig ist.

· Dafür müssen Sie als nächstes mit Vollmacht des Klienten Akteneinsicht in die vollständigen IV-Akten verlangen. Aus diesen kann die wesentliche „Erwerbsunfähigkeitsgeschichte“ in der Regel rekonstruiert werden. Ebenso sollten vom Klienten alle Verträge und die Korrespondenz mit den verschiedenen Arbeitgebern eingefordert werden. Daraus können Sie ersehen, ob und wo Herr X wie lange mit voller Arbeitsfähigkeit tätig war. 

· Allenfalls ist ergänzend mit der IV-Stelle zu klären, ob die letzte Tätigkeit als Haus- und Betriebswart bei der J.A. AG in D. mit einer BVG-Absicherung verbunden war.

· Soweit aus den Akten nicht eindeutigerweise eine frühere Pensionskasse als leistungspflichtig erscheint, ist zu raten, sich nochmals schriftlich und u.U. im Rahmen einer Besprechung an die letzte Vorsorgeeinrichtung zu wenden, bei der Herr X versichert war. Dort ist auf die Vorleistungspflicht nach Art. 26 Abs. 4 BVG hinzuweisen.

· Falls Sie so nicht erfolgreich sind, so ist eine Klage nicht zu vermeiden. Dafür ist eine auf Sozialversicherungsfragen spezialisierte Fachperson einzuschalten oder eine spezialisierte Beratungsstelle. Die oben genannten Vorbereitungsarbeiten senken den Aufwand für die Klage, und somit die Kosten für Anwalt oder Rechtsbeistand, erheblich

· Das entsprechende Klageverfahren ist kostenlos und der Pensionskasse ist keine Prozessentschädigung geschuldet im Falle des Unterliegens. Das Kostenrisiko ist also beschränkt. 
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